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Junge Wirtschaft

Wer wir sind

Unsere Mitglieder sind jung – im Durchschnitt 34 
Jahre. Sie sind Führungskräfte und Unternehmer, er-
folgreich in allen Branchen der Wirtschaft wie dem 
Dienstleistungssektor, dem Handel und der Industrie. 
Unsere Mitglieder repräsentieren alle Unternehmens-
größen – vom Kleinstunternehmen bis zum Konzern. 
Zusammen verantworten wir Wirtschaftsjunioren rund 
300.000 Arbeitsplätze, 40.000 Ausbildungsplätze und 
mehr als 120 Milliarden Euro Umsatz. Gemeinsam 
sind wir die Stimme der Jungen Wirtschaft. Und die 
erheben wir, um den Standort Deutschland weiterzu-
entwickeln und um Wachstum und Wettbewerbsfä-
higkeit zu sichern. Dafür denken wir weiter – nicht nur 
bis zum nächsten Jahresabschluss.

Bei unseren Prinzipien setzen wir auf bewährte Tugen-
den wie Verantwortungsbewusstsein, Integrität und 
Ehrbarkeit. Wie unsere Werte basieren auch unsere 
Positionen auf praktischen Erfahrungen im Unter-
nehmen. Gesellschaftliche Veränderungen spüren wir 
hier als Erste. Im Gegensatz zu anderen Verbänden 
zeichnen wir uns aber nicht nur durch Interessenver-
tretung aus, sondern auch durch ehrenamtliches En-
gagement. Wir sorgen mit unseren Projekten für eine 
bessere Bildung, für innovatives Unternehmertum, für 
mehr Zusammenhalt und Lebensqualität sowie einen 
starken Wirtschaftsstandort Deutschland.

ff Unternehmensgröße 
(Größenklasse nach Definition der EU-Kommission)

Kleinstunternehmen
< 10 Mitarbeiter
< 2 Millionen € Umsatz

33 %

Kleine Unternehmen
< 50 Mitarbeiter
< 10 Millionen € Umsatz

26 %

Mittlere Unternehmen
< 250 Mitarbeiter
< 50 Millionen € Umsatz

18 %

Große Unternehmen
> 250 Mitarbeiter
> 50 Millionen € Umsatz

23 %

ff Mitglieder der 
Wirtschaftsjunioren

bis 25 
Mitglieder 
je Kreis

26 bis 50 
Mitglieder 
je Kreis

mehr als 50 
Mitglieder 
je Kreis

WJD-Mitglieder

ff Welche Themen interessieren Sie besonders?

82 %

Wirtschaft & Bildung

59%

Gründung & Unternehmertum

44 %

Digitalisierung & Innovation

31 %

Beruf & Familie

ff Warum sind Sie bei den Wirtschaftsjunioren?

75 %

gesellschaftliches 
Engagement

74 %

persönliche 
Weiterentwicklung

67 %

belastbares 
Netzwerk
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Konjunktur

Jung, dynamisch, nicht sorglos

Die junge Wirtschaft ist zuversichtlich und inno­
vativ. Junge Inhaber treiben Investitionen und 
Beschäftigung voran. Das zeigt eine Sonderauswer-
tung der aktuellen DIHK-Konjunkturumfrage. 1.300 
Unternehmen mit Geschäftsführern unter 40 Jahren 
haben geantwortet.

51 Prozent der Unternehmen mit jungen Chefs be-
werten ihre Geschäftslage als gut. In der gesamten 
Wirtschaft sind es 46 Prozent. Ähnlich das Bild beim 
Ausblick auf die nächsten Monate: 29 Prozent der 
jungen Wirtschaft erwarten bessere Geschäfte, in der 
gesamten Wirtschaft sind es 24 Prozent.

35 Prozent der jungen Wirtschaft investieren in die 
Entwicklung neuer Produkte, mehr als der Schnitt al-
ler Unternehmen (33 Prozent). Ihre Kapazitäten wollen 
36 Prozent der Unternehmen mit jungen Inhabern er-
weitern, unter allen Unternehmen sind es 30 Prozent. 
Und: Mehr als jeder vierte von jungen Inhabern ge-
führte Betrieb will neue Stellen schaffen, in der Ge-
samtwirtschaft ist es jeder fünfte. 

Bei aller Dynamik – der Blick der jungen Wirt­
schaft nach vorne ist nicht ungetrübt. 54 Prozent 
der jungen Wirtschaft hat Probleme bei der Rekrutie-
rung von Fachkräften, in der Gesamtwirtschaft sind 
es 48 Prozent. Hohe Arbeitskosten sehen 45 Prozent 
der Unternehmen mit jungem Geschäftsführer als Ge-
schäftsrisiko, ebenfalls deutlich mehr als der Schnitt 
aller Unternehmen (40 Prozent). Das gilt auch für die 
Wirtschaftspolitik, die 45 Prozent der Jungen Wirt-
schaft als Risiko einstufen und 40 Prozent der Un-
ternehmensgesamtheit. Bürokratie, hohe Steuerlas-
ten und unsichere Aussichten auf das internationale 
Umfeld beschäftigen die junge Wirtschaft besonders 
stark.

Dr. Marc Evers, Sophia Krietenbrink

ff Mit welcher Entwicklung rechnen Sie für Ihr 
Unternehmen in den kommenden 12 Monaten?

bessere 
Geschäftserwartung

29 % 60 % 11 %

gleiche 
Geschäftserwartung

schlechtere 
Geschäftserwartung

ff Wie wird sich die Beschäftigtenzahl Ihres 
Unternehmens im Inland in den kommenden 
12 Monaten vorraussichtlich entwickeln?

höher

27 % 62 % 11 %

gleich niedriger

ff Wie werden sich die Ausgaben Ihres Unterneh-
mens für Investitionen im Inland in den kommen-
den 12 Monaten vorraussichtlich entwickeln?

höher

35 % 12 %53 %

gleich niedriger

ff Wo sehen Sie dir größten Risiken bei der 
wirtschaftlichen Entwicklung Ihres Unter-
nehmens in den kommenden 12 Monaten?

11 %

Finanzierung

45 %

Wirtschaftspolitische 
Rahmenbedingungen

45 %

Arbeitskosten

54 %

Fachkräftemangel
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Wettbewerbsfähigkeit

Worum es geht

Ob als Unternehmer oder als Führungskraft – wir 
Wirtschaftsjunioren Deutschland stehen im stetigen 
Wettbewerb und müssen uns zum Beispiel schnell 
und unbürokratisch an neue Technologien anpassen. 
Als junge Wirtschaft stellen wir uns diesem Wettbe-
werb, damit wir unsere Unternehmen konkurrenzfähig 
machen und am Markt behaupten können. Die Politik 
muss Rahmenbedingungen schaffen, die uns Unter-
nehmern den Freiraum lässt, uns international wettbe-
werbsfähig aufzustellen, um Wohlstand und Beschäf-
tigung in Deutschland zu sichern.

Was wir denken

Was wir fordern

ff Wir fordern die Auflösung des Investitionsstaus. 
Die Bereitstellung von Bildung sowie Infrastruktur 
wie Verkehrs-, Energie- und Kommunikationswe-
gen ist Kernaufgabe des Staates. Der seit Jahr-
zehnten anwachsende und andauernde Investiti-
onsstau gefährdet unsere Zukunftsfähigkeit.

ff Es kann nicht sein, dass Unternehmen ihre Steuern 
nur bezahlen können, wenn sie dazu ihr Eigenka-
pital angreifen. Deshalb fordern wir als junge Wirt-
schaft eine grundlegende Steuerreform mit Ent-

lastungen durch Steuervereinfachungen sowie die 
Beseitigung von Steuern auf die Substanz wie 
Mieten, Zinsen und Leasing-Raten. Substanzsteu-
ern knüpfen an einen Vermögenswert an, entstehen 
unabhängig vom Ertrag und müssen daher auch in 
Verlustsituationen bezahlt werden.

ff Wie viel Steuern ein Unternehmen zahlt, darf nicht 
von der Rechtsform abhängen. Eine rechtsform­
neutrale Besteuerung von Unternehmen muss 
durch eine grundlegende Steuerreform gewährleis-
tet werden. Gleichzeitig ist die durch komplizierte 
Steuergesetze und Erhebungsverfahren überbor-
dende Bürokratie zurückzuführen. Eine einheitliche, 
einfache, gerechte und nachvollziehbare Besteue-
rung muss Maxime für Fiskus und Gesetzgebung 
sein.

ff Kleine und mittlere Unternehmen leiden besonders 
stark unter Handelshemmnissen wie zum Beispiel 
der Einhaltung unterschiedlicher technischer Regu-
lierungen. Wir fordern deshalb weitere Abschlüs­
se von Freihandelsabkommen durch die Euro-
päische Union. Dabei müssen, anders als bei TTIP, 
die Chancen der weitgehenden Abschaffung von 
Marktzutrittsbarrieren für unsere Volkswirtschaft 
besser vermittelt werden.

ff Die hohen Energiepreise sind ein Risiko für Kon-
junktur und Wachstum und gefährden die interna-
tionale Wettbewerbsfähigkeit deutscher Unterneh-
men. Als junge Wirtschaft fordern wir deshalb, die 
Heranführung erneuerbarer Energien an den Markt. 
Grundsätzliches Ziel muss dabei sein, die staatli­
chen Zusatzbelastungen für Unternehmen aber 
auch Verbraucher zu reduzieren sowie die ver-
schiedenen Instrumente effizient und gerecht auf-
einander abzustimmen.

ff Wir setzen uns für weniger Bürokratie ein. Daher 
fordern wir die Zurückverlegung des Stichtags für 
die Abführung der Sozialversicherungsbeiträge. 
Die Schaffung neuer bürokratischer Berichts- und 
Dokumentationspflichten mit zweifelhaftem Nutzen 
lehnen wir ab. Gesetzliche Regelungen von Compli-
ance- und CSR-Berichtspflichten für Unternehmen 
gehören nicht zu den staatlichen Kernaufgaben.

ff Nicht nur Privatpersonen, sondern auch Unterneh-
men müssen den Rundfunkbeitrag zahlen – unab-
hängig davon, ob sie Radio oder TV empfangen. 
Für filialisierte Handelsunternehmen entstehen 
dadurch erhebliche finanzielle Belastungen ohne 
Gegenleistung. Als junge Wirtschaft fordern wir die 
Abschaffung des Rundfunkbeitrags zumindest 
für Unternehmen.

ff Wie bewerten Sie die Wettbewerbsfähigkeit 
Deutschlands in folgenden Bereichen?

 sehr gut	  (eher) gut	  mittelmäßig 
 (eher) schlecht	  sehr schlecht

Sicherheit

Sozialer Friede

Infrastruktur

Unternehmenssteuern

Bürokratie
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Arbeitsmarkt

Worum es geht

Als junge Wirtschaft sehen wir uns in der Tradition des 
ehrbaren Kaufmanns. Wir fordern das Vertrauen der 
Politik in die Redlichkeit von Unternehmern und Füh-
rungskräften. Ein positives Unternehmerbild und Ver-
trauen in die Wirtschaft sind Voraussetzungen für ein 
gutes gesellschaftliches Klima, für Leistungsbereit-
schaft und Gründergeist. Nur mit einer starken Wirt-
schaft können Beschäftigung und Wohlstand auch in 
Zukunft gewährleistet werden.

Was wir fordern

ff Die Rentenreformen der letzten Jahre gingen ein-
seitig zulasten der jüngeren Generationen. Das de-
mografische Problem wurde dabei nicht gelöst. Wir 
fordern die Renten-, Pflege- und Sozialsysteme 
generationengerecht zu überdenken und insbe-
sondere renditestarke Versorgungsmodelle unter 
Einbeziehung von Immobilien, Aktien und Unter-
nehmensanleihen zu entwickeln.

ff Insbesondere Unternehmer und Selbständige sind 
häufig im Alter nicht abgesichert. Altersarmut be-
trifft zunehmend auch diejenigen, die bereit waren 
in der Gesellschaft für Beschäftigung und Wohl-
stand zu sorgen – die Unternehmer. Als Alternative 
zur staatlichen Altersversorgung sollten daher Ver­
sorgungswerke für Unternehmer an den Indus-
trie- und Handelskammern eingerichtet und aner-
kannt werden.

ff Leiharbeit und Werkverträge sind zwei der wenigen 
verbliebenen Instrumente, mit denen Unternehmer 
seit Generationen flexibel auf Marktschwankungen 
reagieren können. Insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen sind durch die weitere Regulierung 
von Leiharbeit und Werkverträgen betroffen. Ih-
nen fehlt meist die Möglichkeit, Beschäftigte - zum 
Beispiel bei ausbleibenden Aufträgen - in anderen 
profitablen Unternehmensteilen einzusetzen. Da-
her stellen wir uns als junge Wirtschaft gegen jede 
weitere Regulierung von Leiharbeit und Werk­
verträgen.

ff Zu verantwortungsvoller Unternehmensführung 
kann es auch gehören, sich von Arbeitnehmern zu 
trennen, um das Unternehmen als solches zu er-
halten. Das Kündigungsschutzgesetz stellt hierfür 
Hürden auf, die für die meisten Unternehmen nicht 
praktikabel sind. Als junge Wirtschaft fordern wir 
Rahmenbedingungen, die den Realitäten von jun-
gen Gründern und kleinen Unternehmen Rechnung 
tragen: Unternehmen mit bis zu 15 Mitarbeitern 
sollten nicht dem Kündigungsschutz unterlie­
gen. Für mittelgroße Unternehmen sollte es zudem 
einen erweiterten Katalog an Kündigungsgründen 
geben. 

ff Wir stehen für eine moderne Arbeitswelt, in der 
Frauen selbstbestimmt und gleichberechtigt sind. 
Frauenquoten in der Privatwirtschaft lehnen wir 
strikt ab. Als junge Wirtschaft sind wir der Über-
zeugung, dass Quotenregelungen nicht Staatsauf-
gabe sind. Stattdessen fordern wir die Politik auf, 
die wirklichen Ursachen von Ungleichbehandlung 
zu bekämpfen.

ff Staatliche Eingriffe in Lohnfindung und Lohnstruk-
tur der Unternehmen sind kein Instrument der so-
zialen Marktwirtschaft, sondern ein Misstrauensbe-
weis gegenüber rechtschaffenden Unternehmern. 
Als junge Wirtschaft lehnen wir daher das Ent­
geltgleichheitsgesetz ab.

ff Inwiefern halten Sie hinsichtlich der folgenden 
Aspekte eine zusätzliche Regulierung oder De-
regulierung des Arbeitsmarktes für erforderlich?

mehr 
RegulierungDeregulierung

Frauenquote

Leiharbeit und Werkverträge

Kündigungsschutz

Was wir denken

Junge Wirtschaft | Politische Positionen



Fachkräfte

10

10



Fachkräfte

Worum es geht

Besonders in kleinen und mittleren Unternehmen wird 
oft lange nach geeigneten Fachkräften gesucht und 
es bleiben Stellen unbesetzt. Die Politik muss Maß-
nahmen ergreifen und Rahmenbedingungen lockern, 
um bestehende Fachkräftelücken zu schließen und 
um eine mögliche Verschärfung des Fachkräfteman-
gels zu vermeiden.

ff Der Bedarf an Fachkräften ist hoch. Hoch ist lei-
der auch die Zahl der Personen ohne Berufsab-
schluss, was oft mit Arbeitslosigkeit oder unsiche-
ren Beschäftigungsverhältnissen einhergeht. Dabei 
müssen insbesondere junge Erwachsene ohne Ab-
schluss in den Blick genommen werden. Attraktive 
Angebote wie zum Beispiel Teilzeitausbildungen 
können auch in späteren Jahren noch zu einem Be-
rufsabschluss motivieren und sollten durch öffent-
lichkeitswirksame Kampagnen stärker beworben 
werden.

ff Die durchschnittliche tarifliche Wochenarbeitszeit 
in Deutschland liegt bei 37,7 Stunden. Vor dem 
Hintergrund des sich verschärfenden Fachkräfte-
mangels warnen wir vor der weiteren Reduzie­
rung der tariflichen Wochenarbeitszeit. Denn mit 
jeder weiteren Reduzierung wird die Fachkräfteba-
sis der Wirtschaft verkleinert und der Fachkräfte-
mangel verstärkt.

ff Als junge Wirtschaft fordern wir nationale und euro-
päische Regelungen der Zuwanderung. Vorbild ei-
nes modernen Einwanderungsgesetzes könnte das 
sogenannte Express-Entry System der kanadi-
schen Einwanderungsbehörde sein. Herzstück die-
ses Systems ist ein Online-Bewerberpool, in den 
sich alle Auswanderungswilligen unverbindlich ein-
tragen lassen können, wenn sie Mindestanforde-
rungen wie Alter, Qualifikation und Sprachkenntnis-
se erfüllen. Die besten Bewerber werden vom Staat 
oder von Unternehmern anhand flexibler Kriterien 
aus dem Pool gezogen und offiziell eingeladen, 
sich für ein Einwanderungsvisum zu bewerben.

ff Wir fordern geeignete Strukturen für die Integ­
ration von Flüchtlingen in unsere Gesellschaft. 
Dazu gehört nicht zuletzt auch ein erleichterter und 
unbürokratischer Zugang zum Arbeitsmarkt. Hier 
muss die Politik die Integrationsleistung der Wirt-
schaft stärker unterstützen. Flüchtlinge brauchen 
schnell Klarheit, ob sie in Deutschland bleiben 
können. Die Zeitspanne von der Registrierung in 
Deutschland bis zur Entscheidung über den Asyl-
antrag muss deutlich kürzer werden. Unnötige War-
te- und Sperrzeiten gilt es zu vermeiden.

ff Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte sind 
keine Belastung, sondern eine Stütze für die Ge-
sellschaft. Staatliche Eingriffe in ein sozialversi-
chertes Beschäftigungsverhältnis, z. B. durch eine 
anstehende Abschiebung oder auslaufende Dul-
dung, sind kontraproduktiv und schaden am Ende 
auch dem Unternehmen und damit der deutschen 
Wirtschaft. Wir fordern, dass während eines be­
stehenden, sozialversicherungspflichtigen Be­
schäftigungsverhältnisses keine Ausweisung 
zulasten des Unternehmens erfolgen darf.

Was wir fordern

ff Deutschland braucht gut ausgebildete Fachkräfte 
– insbesondere solche mit dualer Ausbildung. Wir 
warnen vor einer Über-Akademisierung, vorbei an 
den Bedürfnissen der Wirtschaft und fordern da-
her drei Pflichtpraktika während der Schulzeit. 
Auch für Schülerinnen und Schüler der gymnasia-
len Oberstufe sollte ein Praktikum in einem klassi-
schen Ausbildungsberuf verpflichtend sein. Hierbei 
sollten auch die vielseitigen Berufsmöglichkeiten 
im Handwerk stärker vermittelt werden, da dort der 
Fachkräftemangel besonders groß ist.

ff Die Zahlen von Studienabbrechern sind erschre-
ckend hoch. Ein Grund dafür ist der mangelnde 
Berufs- und Praxisbezug der Studienangebote. Als 
junge Wirtschaft fordern wir die Einbeziehung der 
Wirtschaft bei der Erstellung der Curricula. Au-
ßerdem fordern wir mehr Unterstützung für Studi-
enabbrecher beim Wechsel in eine berufliche Aus-
bildung.

ff Für welche Berufsfelder suchen Sie 
ohne Erfolg zusätzliche Arbeitskräfte?

16 % 14 %

Serviceberufe (Ausbildungsberufe)

14 %

Ingenieure/sonstige technische 
Berufe (Ausbildungsberufe)

IT-Berufe (akademische Berufe)

15 %

kaufmännische Berufe 
(akademische Berufe)

12 %20 %

kaufmännische Berufe (Ausbildungsberufe)
Ingenieure/sonstige technische Berufe (akademische Berufe)

Was wir denken
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Europa

Worum es geht

Für junge Menschen ist die Notwendigkeit der Euro-
päischen Union nicht immer offensichtlich. Sie ken-
nen die Nachkriegszeit sowie die Zeit der Teilung 
Deutschlands und Europas meist nur aus Geschichts-
büchern. Zum anderen aber lebt die junge Generation 
noch nicht in einer Zeit, in der die Europäische Union 
unumstößlich ist, in der die Existenz der EU nicht mehr 
hinterfragt wird. Was also machen wir mit der jungen 
Generation von heute? Für die junge Wirtschaft gibt 
es nur eine Antwort: Wir müssen sie für Europa be-
geistern.

Was wir fordern

ff Wir Wirtschaftsjunioren fühlen uns dem Leitbild 
des ehrbaren Kaufmanns verpflichtet. Ein verant-
wortungsvoller Umgang mit Geld ist uns wichtig. 
Diesen Maßstab legen wir auch an die Europäische 
Union an und fordern ein Ende der Schuldenpoli­
tik in Europa. Wir wollen, dass jeder Mitgliedstaat 
die Verantwortung für die eigenen Staatsfinanzen 
behält und Europa gemeinsam darüber wacht, 
dass niemand das Wohl der Gemeinschaft gefähr-
det. Hilfen durch den Europäischen Stabilitätsme-
chanismus müssen der letzte Ausweg bleiben und 
sollten nur gewährt werden, wenn als Gegenleis-
tung klare und kontrollierbare Strukturreformen er-
folgen.

ff Wir fordern mehr Austausch junger Menschen 
zwischen den Mitgliedstaaten. Insbesondere 
sollte das ERASMUS Programm der Europäischen 
Union als Modell für einen gleichgelagerten Aus-
tausch in der dualen Ausbildung dienen. 

ff Als junge Wirtschaft wünschen wir uns mehr Euro-
pa. Mit mehr Europa meinen wir aber nicht unnöti-
ge EU-Regulierungen. Als junge Wirtschaft setzten 
wir uns für den Abbau von Bürokratie ein. Insbe-
sondere kleine und mittlere Unternehmen ächzen 
unter bürokratischen Zwängen. Als junge Wirt-
schaft fordern wir daher für alle neuen EU-Regeln 
einen KMU-Test. Dieser untersucht Auswirkungen 
von EU-Regelungen auf die Geschäftstätigkeiten 
von KMU, wird bislang aber nicht bei allen neuen 
Regeln angewendet.

ff Altlasten aus der Finanzkrise, Unsicherheiten we-
gen der hohen Staatsverschuldung vieler Mit-
gliedsstaaten sowie Finanzmarktregulierungen 
engen den Spielraum der Finanzinstitute bei der 
Vergabe von Krediten ein. Auch für deutsche Un-
ternehmen kommt es zu Einschränkungen bei der 
Vergabe langfristiger Kredite. Dies betrifft insbeson-
dere kleine und mittlere Unternehmen, für die der 
Finanzierungszugang ohnehin schwieriger ist als für 
Großunternehmen. Als junge Wirtschaft fordern wir 
die Schaffung von unbürokratischen Rahmenbe-
dingungen, die den Zugang kleiner und mittlerer 
Unternehmen zu langfristiger Finanzierung von 
Investitionen ermöglichen.

Möglichkeit zu 
exportieren

82 %

Möglichkeit, im Ausland 
Fachkräfte anzuwerben

44 %

Möglichkeit, im Ausland 
zu produzieren

32 %

höhere 
Rechtssicherheit

32 %

geringere bürokra-
tische Hürden

35 %

Möglichkeit zu 
importieren

37 %

geringeres 
finanzielles Risiko

13 %

ff Wovon profitiert die deutsche 
Wirtschaft in Hinblick auf die 
Europäische Integration?

Was wir denken
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Beruf und Familie

Worum es geht

Wer Kinder zu versorgen oder Angehörige zu pfle-
gen hat, ist auf eine familienfreundliche Arbeitswelt 
angewiesen. Wir stehen als junge Wirtschaft für die 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie. Dazu brauchen 
wir eine gute Infrastruktur und eine Arbeitswelt, die 
von Flexibilität, Eigeninitiative und Vertrauen geprägt 
ist. Einseitige Belastungen von Unternehmern tragen 
indes nicht zur Flexibilisierung der Arbeitswelt bei, 
sondern schaden am Ende allen – Unternehmen und 
Beschäftigten.

Was wir fordern

ff Wir setzen uns für die Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie ein und wollen, dass Eltern die berufliche 
Anbindung nicht verloren geht. Als junge Wirtschaft 
haben wir aber auch die deutliche Belastung, ins-
besondere von kleinen und mittleren Unternehmen, 
durch die Rechtsansprüche bei der Elternzeit im 
Blick. Insgesamt sollte die Elternzeit auf maximal 
zwei Jahre begrenzt werden, die ausschließlich 
am Stück und in den ersten zwei Lebensjahren des 
Kindes genutzt werden kann. Bei Antrag der Eltern 
sollte eine Übertragbarkeit der Elternzeit auf die 
Großeltern möglich sein.

ff Wir warnen davor, nach familienbedingter Teil­
zeitphase einen Rechtsanspruch auf die Rück­
kehr zu einer Vollzeittätigkeit zu schaffen. Wich-
tiger ist aus unserer Sicht, eine Teilzeittätigkeit 
nicht mehr mit dem Begriff „Karrierebremse“ in ein 
schlechtes Licht zu rücken, sondern auch in der öf-
fentlichen Diskussion darauf zu achten, dass Teil-
zeit die gleiche Wertschätzung erhält wie eine Voll-
zeit-Beschäftigung.

ff Als junge Wirtschaft fordern wir die Abschaffung 
der beitragslosen Mitversicherung von Ehepart­
nern in der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Mit den so freigewordenen Mitteln sollte stattdes-
sen die Betreuungsinfrastruktur für Kleinkinder und 
Schüler weiter ausgebaut werden. Dabei geht es 
nicht nur um bauliche Maßnahmen zur Schaffung 
von Betreuungsplätzen, sondern auch um den Aus-
bau eines entwicklungsgerechten Angebots wie 
zum Beispiel in der Sprach- und Sportförderung.

ff Wir wollen, dass Menschen mit Verantwortung für 
Kinder oder pflegebedürftige Angehörige eine Viel-
zahl von Angeboten zur Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie in Anspruch nehmen können. Dazu gehören 
auch Dienstleistungsangebote der Privatwirtschaft. 
Als junge Wirtschaft fordern wir, die steuerliche 
Absetzbarkeit von Kosten für Betreuung so­
wie Unterstützung im Haushalt zu verbessern. 
Betreuungskosten können zwar schon heute gel-
tend gemacht werden, aber nur anteilig und bis 
zu Höchstbeträgen. Mit der attraktiveren Ausge-
staltung der Absetzbarkeit von Betreuungskosten 
erhalten Beschäftigte mit familiärer Verantwortung 
mehr Flexibilität für die Überbrückung von Versor-
gungslücken. Außerdem würden Familienangehö-
rige pflegebedürftiger Personen von mehr Tages- 
und Nachtpflegeeinrichtungen profitieren.

6 

23 %

39 %

25 %

6

Die Situation ist so gut, dass sie 
ein Wettbewerbsvorteil gegenüber 

anderen Regionen ist.

Die Situation ist gut, 
es gibt keine nennenswerten 

Einschränkungen.

Die Situation ist in Ordnung, wenn 
man bereit ist, die Arbeitszeiten 

danach auszurichten.

Die Situation ist nicht 
zufriedenstellend, meine Mitarbeiter 

sind dadurch eingeschränkt.

Die Situation ist so schlecht, dass 
wir schon auf Mitarbeiter verzichten 

mussten, weil sich die Kinderbe-
treuung nicht bewerkstelligen ließ.

ff Welche Auswirkungen hat die Be-
treuungsplatz-Situation in Ihrer Re-
gion auf Ihr Unternehmen?

Was wir denken
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Unternehmensgründung und Nachfolge

Worum es geht

Zu viele junge Menschen streben im öffentlichen 
Dienst oder in Konzernzentralen eine Karriere an. 
Sie wissen nichts von unternehmerischer Freiheit. 
Bei dem Unternehmerbild in unserer Gesellschaft ist 
das keine überraschende Entwicklung, denn oft be-
schreibt es Unternehmer als bloße Gewinnmaximie-
rer. Wir als Wirtschaftsjunioren Deutschland stehen 
für etwas anderes. Wir stehen für verantwortungsvol-
les Unternehmertum und die Tradition des ehrbaren 
Kaufmanns.

Was wir fordern

ff Eine Vielzahl von Unternehmen in Deutschland 
soll in den kommenden Jahren der nächsten Ge-
neration übergeben werden. Eine Erbschaftsteuer 
für Betriebe gefährdet diese Firmenübergabe und 
damit auch Arbeitsplätze. Als Vertreter der jungen 
Wirtschaft lehnen wir daher die Reform der Erb­
schaftsteuer ab und fordern ihre vollständige 
Abschaffung.

ff Wir wünschen uns, dass mehr Menschen in un-
serem Land Unternehmer werden. Dafür muss 
Deutschland für mehr Gründergeist werben – vor 
allem in Schulen und Hochschulen. Wir brauchen 
ein eigenständiges, bundesweites Schulfach 
Wirtschaft, in dem das Thema Unternehmertum 
eine zentrale Rolle spielt. Schüler sollten lernen, 
wie aus einer Geschäftsidee ein Businessplan und 
schließlich ein Unternehmen wird. Mit den mit der 
Wirtschaft erarbeiteten Standards für ökonomische 
Bildung gibt es hierfür bereits eine gute Grundlage. 
Darüber hinaus setzen wir uns für einen besseren 
Austausch zwischen Schulen, Hochschulen und 
Wirtschaft ein.

ff Gewerbeamt, Finanzamt, Berufsgenossenschaft, 
Amtsgericht, Gewerbeaufsichtsamt: Wer ein Unter
nehmen gründen will, hat eine lange To-do-Liste. 
Dabei sollte aber gerade in der sensiblen Grün-
dungsphase die Umsetzung der Geschäftsidee im 
Mittelpunkt stehen. Als junge Wirtschaft fordern wir, 
dass Gründer alle Informationen aus einer Hand 
bekommen. Dabei müssen Online-Möglichkeiten 
weiter ausgebaut werden. Die Kammerorganisation 
ist dabei erster Ansprechpartner und sollte überall 
in Deutschland Gewerbeanzeigen rechtsgültig be-
arbeiten dürfen.

ff Nach der Gründung stehen Unternehmer unter 
enormem Druck und sollten in dieser Phase so 
wenig wie möglich durch unnötige Bürokratie be-
lastet werden. Insbesondere im Steuerrecht soll-
ten Verfahren vereinfacht werden. So sollten Exis­
tenzgründer von der Pflicht zur monatlichen 
Umsatzsteuervoranmeldung befreit werden und 
Kleinunternehmer ihren Überschuss grundsätz­
lich formlos ermitteln dürfen.

kompliziert einfach

kostenintensiv kostengünstig

bürokratisch unbürokratisch

frustrierend motivierend

langwierig zügig

unvorhersehbar planbar

ff Wie haben Sie die Gründung Ihres 
(letzten) Unternehmens erlebt?

Was wir denken
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Innovationen

Worum es geht

Damit Deutschland im internationalen Wettbewerb 
um die besten Ideen auch weiterhin erfolgreich ist, 
brauchen wir die richtigen Rahmenbedingungen. Ge-
rade für kleine und mittlere Unternehmen fehlen in 
Deutschland oft die Voraussetzungen für Forschung 
und Entwicklung. Hier muss Deutschland gegensteu-
ern und mehr in die Innovationskraft der Unterneh-
men investieren.

Was wir fordern

ff Als junge Wirtschaft sehen wir in der Investitions-
schwäche eine der größten Gefahren für den Wirt-
schaftsstandort Deutschland und fordern daher 
mehr staatliche Investitionen in Forschung und 
Entwicklung, um entsprechend der Lissabon-Stra-
tegie mindestens 3 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts zu erreichen.

ff Eine steuerliche Förderung von Forschung und 
Entwicklung ist in Ergänzung zu der bewährten 
themenoffenen Projektförderung gerade für kleine 
und mittlere Unternehmen sinnvoll. Durch die un-
bürokratische Ausgestaltung beider Maßnahmen 
haben die Unternehmen die Wahlfreiheit. Mittelfris-
tig könnte auch der Staatshaushalt durch höhere 
Steuereinnahmen profitieren.

ff Die Kosten einer Patentanmeldung sind zu hoch 
und übersteigen oft die Möglichkeiten kleiner und 
mittlerer Unternehmen. Auch dauern die Verfahren 
bis zur Erteilung des Patents zu lange und verzö-
gern die wirtschaftliche Verwertbarkeit von Innova-
tionen. Zudem sollten Patentanmeldungen unkom-
plizierter werden. Als junge Wirtschaft fordern wir 
sowohl auf nationaler als auch europäischer Ebene 
ein kostengünstiges, schnelles und unkompli­
ziertes Patentwesen.

ff Als junge Wirtschaft fordern wir die Modernisie­
rung des gewerblichen Rechtsschutzes – ins­
besondere des Urheberrechts, denn es wird den 
Anforderungen der Digitalisierung nicht mehr ge-
recht. Angesichts des hohen Innovationstempos in 
der Digitalwirtschaft muss der Gesetzgeber immer 
häufiger neue Nutzungsformen berücksichtigen. 
Hier ist mehr rechtliche Flexibilität gefragt. Eine 
technologieneutrale Gestaltung des Urheberrechts 
würde den rechtlichen Freiraum für die schnelle 
Einbindung neuer Anwendungen schaffen.

ff Angriffe aus dem Cyberspace auf deutsche Unter-
nehmen gilt es abzuwehren. Für kleine und mittlere 
Unternehmen ist es eine Herausforderung, Innova-
tionen vor Wirtschaftsspionage zu schützen. Hier 
fordern wir Bund und Länder auf, bessere Bera­
tungsangebote zum Schutz von Unternehmens­
daten zu schaffen. Wir fordern außerdem eine na-
tionale Strategie für den Wirtschaftsschutz sowie 
eine konsequente Bekämpfung der IT-Kriminalität.

ff Ziel bei der Energiewende muss sein, die Vorreiter-
rolle Deutschlands zu nutzen, um die Marktfüh­
rerschaft der deutschen Wirtschaft bei erneu­
erbaren Energien zu erhalten und zu stärken. So 
müssen Innovationen beim Ausbau von intelligen-
ten Netzen, Speichertechniken und neuen Kraft-
werken sowie bei der Steigerung von Energieeffizi-
enz besser und technologieoffen gefördert werden, 
bis diese an den Markt herangeführt werden kön-
nen.

ff Wie könnte die Innovationskraft 
Deutschlands gestärkt werden?

56 %

durch besseren Wissenstrans-
fer zwischen Forschungsein-
richtungen und Wirtschaft

48 %

durch stärkere Orientierung der Schulen 
auf die Bereiche Mathematik, Informatik, 
Naturwissenschaft und Technik

49 %

durch mehr Forschungsförde-
rung insbesondere für kleine 
und mittlere Unternehmen

37 %

durch Deregulierungen

25 %

durch Steuerentlastungen für 
forschende Unternehmen

19 %

durch stärkere finanzielle Unterstützung von 
Studenten in den Bereichen Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaft und Technik

Was wir denken
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Digitalisierung

Worum es geht

Der digitale Wandel erfasst mittlerweile die gesamte 
deutsche Wirtschaft. In fast allen Unternehmen wer-
den Geschäfts- und Arbeitsprozesse von der Digitali-
sierung beeinflusst. Wo sich bei manchen Unterneh-
men die Digitalisierung noch auf die EDV beschränkt, 
gehören in vielen Produktionshallen Anwendungen 
der Industrie 4.0 wie die automatische Steuerung und 
Wartung von Maschinen, die Vernetzung von Produk-
tionsabläufen und neue datengetriebene Geschäfts-
modelle zum Alltag. Für die junge Wirtschaft steht 
fest: Die Digitalisierung entscheidet die Zukunftsfä-
higkeit Deutschlands.

Was wir fordern

ff Für uns als junge Wirtschaft ist Netzneutralität 
die Grundvoraussetzung für eine wachsende Digi
talwirtschaft. Die Entwicklung innovativer Diens-
te würde behindert werden, wenn Netzbetreiber 
„Überholspuren“ für bestimmte Daten einrichten 
würden. Es ist Aufgabe der Politik sicherzustellen, 
dass Netzbetreiber alle Datenpakete gleichberech-
tigt durch ihre Leitungen schicken – unabhängig 
davon, woher diese stammen oder welchen Inhalt 
sie haben.

ff Der Breitbandausbau geht voran. Aber es gibt noch 
immer viele Regionen ohne schnelles Internet, in 
denen sich der Datenstrom durch altertümliche 
Kupferkabel quält. Dabei sinkt die Übertragungs-
rate mit jedem Meter. Wir fordern einen engagier­
teren Breitbandausbau durch Glasfaser, denn 
leistungsfähige digitale Infrastrukturen sind schon 
heute eine Grundvoraussetzung für wirtschaftli-
chen Erfolg.

ff Digitalisierung betrifft nicht nur technologische As-
pekte, sondern ist auch ein Bildungsthema. Denn 
wer die Logik von Algorithmen nicht versteht, wird 
in der Digitalwirtschaft nicht erfolgreich sein. Da-
bei muss Bildung in einer digitalen Gesellschaft 
so früh wie möglich ansetzen – in der Schule! Als 
junge Wirtschaft fordern wir die Politik auf, Pro­
grammiersprachen als Alternative für Fremd­
sprachen einzuführen, um digitale Kompetenzen 
zu stärken. So könnten Programmiersprachen zum 
Beispiel anstatt einer dritten Fremdsprache unter-
richtet werden. Wer von Bildungschancen spricht, 
der kommt an der Schlüsseltechnologie des 21. 
Jahrhunderts nicht vorbei.

ff Die Digitalwirtschaft ist auf qualifizierte Betriebs-
wirte und Kaufleute angewiesen, die sich bereits 
im Studium einschlägiges Fachwissen angeeignet 
haben. Als junge Wirtschaft fordern wir die stär­
kere Berücksichtigung der Digitalökonomie im 
BWL-Studium. Die Curricula der Hochschulen 
sollten Lerninhalte wie die Analyse, die Entwick-
lung und das Management von digitalisierten Ge-
schäftsmodellen beinhalten.

ff Die vierte industrielle Revolution verändert unsere 
Wirtschaft. Wir begrüßen den Einsatz der Bundes-
regierung bei der Sensibilisierung der deutschen 
Wirtschaft für das Thema Industrie 4.0, fordern 
aber auf europäischer Ebene die Entwicklung 
einheitlicher Standards und eine gemeinsame 
Rechtsentwicklung bei Datenschutz, Urheber-
recht und digitalem Binnenmarkt, um die digitale 
Vernetzung der Industrieproduktion weiter voranzu-
treiben.

ff Wie groß ist der Beitrag folgender 
Maßnahmen zur Stärkung der Digita-
lisierung der deutschen Wirtschaft?

größere Anstrengungen 
zum Breitbandausbau

sehr 
groß

kein 
Beitrag

stärkere Berücksichtigung der 
Digitalökonomie im BWL-Studium

Stärkung der Industrie 4.0

Programme für nationale 
Risiko-Investoren

Programmieren als Pflicht-
fach an der Schule

weniger Bürokratie bei der 
Prüfung von Investment-Ver-

trägen und Gründungen

Anwerbeprogramme für Grün-
der aus anderen Ländern

Was wir denken
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Generationengerechtigkeit

Worum es geht

Die Menschen in Deutschland werden weniger, die 
Gesellschaft immer älter. Mit dem demografischen 
Wandel verschieben sich die Gewichte in unserer Ge-
sellschaft und die Herausforderungen an eine gerech-
te Verteilung von Pflichten und Ansprüchen nehmen 
zu. Wir müssen uns die Frage stellen, welche neuen 
Instrumente wir brauchen, um Entscheidungen zu 
treffen, die von der jungen Generation mitgetragen 
werden können. Wenn es zum Beispiel darum geht, 
Sozialversicherungssysteme zu reformieren und Rah-
menbedingungen unseres Zusammenlebens anzu-
passen, dann müssen Politiker junge Menschen fra-
gen, was das konkret für sie bedeutet.

Was wir fordern

ff Im Rahmen eines Demografie-Checks für alle neu-
en Gesetze und Verordnungen prüft die Bundes-
regierung deren Folgen für kommende Generati-
onen. Jedoch ist der Demografie-Check bislang 
unverbindlich. Selbst die nachgewiesene Benach-
teiligung der jüngeren Generationen hat keine 
Konsequenzen. Wir fordern einen verbindlichen 
Demografie-Check. Auch müssen Gesetze, die 
einseitig junge Menschen belasten, verhindert statt 
nur erkannt werden. 

ff Als Vertreter der jungen Generationen der Wirt-
schaft halten wir auch weiterhin an dem Ziel fest, 
Generationengerechtigkeit als Staatsziel im 
Grundgesetz zu verankern. Wegen des zunehmend 
geringer werdenden Anteils junger Menschen an 
der Gesamtbevölkerung verdienen deren Interes-
sen besonderen Schutz.

ff Als junge Wirtschaft fordern wir, die Rentenversi-
cherung zukunftssicher zu machen, denn mit dem 
zunehmenden demografischen Wandel gerät das 
Verhältnis zwischen beitragszahlenden Erwerbs-
personen auf der einen und Rentnern auf der an-
deren Seite immer weiter aus dem Gleichgewicht. 
Insbesondere sollte der Renteneintritt nicht an ein 
konkretes Alter, sondern an das individuelle Leis-
tungsvermögen der Menschen gekoppelt sein. 
Basierend auf unserem Verständnis von Arbeit als 
erfüllendem Bestandteil des Lebens fordern wir 
die Abschaffung des gesetzlichen Rentenein­
trittsalters.

ff Der Solidaritätszuschlag ist eine Ergänzungsabga-
be für die Kosten der Deutschen Einheit und läuft 
mit dem Ende des Solidarpaktes II im Jahr 2019 
aus. Wir lehnen die Weiterführung des Solida­
ritätszuschlags ab. Denn im Ergebnis wäre die 
Verlängerung einer auslaufenden Abgabe gleichbe-
deutend mit der Einführung einer Steuer.

ff Wie stark nimmt die Politik auf die Bedürfnisse 
der verschiedenen Generationen Rücksicht?

Kinder und Jugendliche 
(0 bis 17)

starkschwach

Erwachsene 
(30 bis 66)

Junge Erwachsene 
(18 bis 29)

Rentner 
(ab 67)

Was wir denken
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Faire Bildungschancen

Worum es geht

In Deutschland sind soziale und wirtschaftliche Rah-
menbedingungen der Eltern zu oft ausschlaggebend 
für den Bildungserfolg der Kinder. Dabei kann gerade 
für Jugendliche aus benachteiligten Familien Bildung 
der Schlüssel zu einer selbstbestimmten und erfolg-
reichen Zukunft sein. Wir wollen, dass jeder unabhän-
gig von seiner Herkunft Zugang zu guter Bildung hat, 
eigene Begabungen entfalten und die Zukunft selbst 
in die Hand nehmen kann. Gleichzeitig gilt es, junge 
Menschen schon früh mit dem Leistungsprinzip ver-
traut zu machen, um sie auf das spätere Arbeitsleben 
vorzubereiten.

Was wir fordern

ff Jedes Kind muss die Chance auf eine gute Bildung 
bekommen – unabhängig von den Möglichkeiten 
der Eltern. Deshalb brauchen wir Kitas, die früh­
kindliches Lernen fördern, ein Pflicht-Vorschul­
jahr, das auf den Übergang in die Grundschule 
vorbereitet, verpflichtende Angebote für Kinder 
mit Förderbedarf, wie zum Beispiel zusätzlichen 
Sprachunterricht sowie flächendeckend Ganz­
tagsschulen, in denen Kindern und Jugendlichen 
auch am Nachmittag Unterstützung angeboten 
werden kann.

ff Jeder kann in Deutschland kostenfrei und unab-
hängig vom Einkommen der Eltern studieren. Im 
Gegensatz dazu werden Kinder von frühkindlicher 
Bildung ausgeschlossen, wenn deren Eltern die 
Kindergartengebühren nicht finanzieren können. 
Als Vertreter der jungen Generation fordern wir, 
dass auch der Besuch von Kitas und damit der Zu-
gang zu frühkindlicher Bildung in ganz Deutschland 
kostenlos ist. Nur mit kostenfreien Kitas haben 
alle Kinder die gleichen Bildungschancen.

ff Schulabschlüsse müssen vergleichbar sein, 
um Transparenz und Mobilität zu gewährleisten. 
Deutschlandweit einheitliche Rahmenbedingungen 
helfen Unternehmen, das Wissen potentieller Aus-
zubildender und Beschäftigter zuverlässig einzu-
schätzen. Wir fordern deshalb, dass die Lernziele 
einzelner Schulabschnitte sowie die Prüfungsinhal-
te vom Hauptschulabschluss bis zum Abitur bun-
deseinheitlich angeglichen werden. Bei der Errei-
chung der festgelegten Ziele sollte den einzelnen 
Schulen ein großer Gestaltungsspielraum einge-
räumt werden, denn nur sie kennen die Situation 
vor Ort.

ff Daneben benötigen Schulen präventive Instrumen-
te zur Einbindung von Eltern bei der Einhaltung der 
Schulpflicht, wie zum Beispiel Elternverträge. Mit 
diesen werden Regeln wie ordentliche Kleidung, 
ein Frühstück am Morgen oder ein regelmäßiger 
Blick ins Elternheft klar beschrieben und von bei-
den Seiten unterzeichnet. In Modellschulen werden 
Elternverträge bereits in nicht rechtsverbindlicher 
Form abgeschlossen. Schulen mit entsprechenden 
Bedarfen sollten Elternverträge in rechtsverbindli-
cher Form abschließen können.

ff Um leistungsschwache Jugendliche zu unterstüt-
zen, müssen pädagogische Angebote und das 
Engagement von Unternehmern ineinandergrei-
fen. Nur so wird sichergestellt, dass Jugendliche 
nicht am Arbeitsmarkt vorbei qualifiziert werden. 
Insbesondere müssen Qualifizierungsmaßnahmen 
so nah wie möglich am unternehmerischen Alltag 
sein, Einstiegsqualifizierungen müssen Vorrang vor 
schulischen Maßnahmen haben und Betriebsprak-
tika für nicht ausbildungsreife Jugendliche müssen 
auch außerhalb des Mindestlohngesetzes möglich 
sein.

ff Pädagogen und Lehrer ohne Berufserfahrung in der 
Privatwirtschaft können Fragen von Schülern zu 
Wirtschaft und Berufsleben nur unzureichend be-
antworten. Jeder Lehrer sollte sich daher mindes-
tens alle drei Jahre durch ein Informationsprak­
tikum in der freien Wirtschaft auf den aktuellen 
Stand bringen, um Schülern Ansprechpartner und 
Vorbild sein zu können.

ff Wie bewerten Sie die Attraktivität folgender 
Bildungswege hinsichtlich der Anforderun-
gen Ihres Unternehmens an theoretische und 
praktische Fähigkeiten der Absolventen?

Duale Ausbildung

attraktivunattraktiv

Berufl. Weiterbildung

Duales Studium

Hochschulstudium

Fachhochschulstudium

Was wir denken
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